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Zusammenfassung  

 

Die BDA begrüßt das Ziel, Eltern bei der 

Vereinbarkeit von Beruf und Familie zu un-

terstützen. Das Elterngeld Plus kann dazu 

beitragen, dass mehr Frauen zeitnah wieder 

in größerem Stundenumfang in den Beruf 

zurückkehren. Dies setzt jedoch voraus, 

dass tatsächlich mehr Frauen zeitnah wieder 

in größerem Stundenumfang in den Beruf 

zurückkehren als Väter ihre Arbeitszeit redu-

zieren. 

 

Demgegenüber beeinträchtigen die neuen 

Regeln zur Elternzeit, nach denen künftig die 

Elternzeit auf drei Zeitabschnitte verteilt wer-

den kann, keine Zustimmung des Arbeitge-

bers zur Nutzung der Elternzeit nach Vollen-

dung des dritten Lebensjahres des Kindes 

mehr erforderlich und der besondere Kündi-

gungsschutz gelten soll, die Planungssicher-

heit der Wirtschaft und schränken die Mög-

lichkeit individueller und kollektiver Regelun-

gen zur Gestaltung der Elternzeit ein.  

 

Es ist nicht akzeptabel, dass immer mehr in-

dividuelle Ansprüche für Arbeitnehmer auf 

Gestaltung ihrer Arbeitszeit geschaffen wer-

den und die betrieblichen Belange immer 

weniger berücksichtigt werden. Der notwen-

dige Ausgleich zwischen den Wünschen der 

Eltern und den betrieblichen Notwendigkei-

ten wird damit zunehmend erschwert.  

 

Die Regelungen bei Elternzeit und Elterngeld 

Plus werden dazu beitragen, dass Arbeitge-

ber in noch stärkerem Maße auf flexible Ar-

beitsmarktinstrumente angewiesen sind, um 

durch Elternzeit bedingte Arbeitsausfälle 

auszugleichen. Deshalb ist es wichtig, dass 

flexible Beschäftigungsmöglichkeiten, wie 

z .B. Minijobs, Befristungen und der Einsatz 

von Zeitarbeitskräften zumindest im bisheri-

gen Umfang möglich bleiben und nicht weiter 

eingeschränkt werden. Sie sind für eine fle-

xible, an den Bedürfnissen der Beschäftigten 

orientierte Personalpolitik unverzichtbar.  

 

Um die Vereinbarkeit von Familie und Beruf 

grundlegend zu verbessern, ist es wesent-

lich, dass auch an anderen Hebeln angesetzt 

wird: Der Ausbau einer bedarfsgerechten, 

qualitativ hochwertigen und finanzierbaren 

Kinderbetreuung muss weiter vorankommen. 

Insbesondere Angebote von Ganztagskitas 

und Ganztagsschulen müssen ausgebaut 

werden, um Müttern und Vätern gleicherma-

ßen die Teilhabe am Erwerbsleben zu er-

möglichen. Ebenfalls nötig sind aber u. a. 

auch Anstrengungen zum Abbau von Fehl-

anreizen im Sozial- und Steuerrecht.  

 

 

Im Einzelnen 

 

Widerspruchsrecht einführen  

 

Der Gesetzentwurf verändert – ohne dafür 

stichhaltige Gründe zu nennen – die grund-

sätzliche Systematik der Elternzeit, indem er 

die Übertragung der Elternzeit auf einen Zeit-
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raum zwischen der Vollendung des dritten 

und achten Lebensjahres des Kindes ab-

schafft und damit auch das Zustimmungs-

verweigerungsrecht des Arbeitgebers 

streicht. Das greift massiv in die Planungssi-

cherheit des Arbeitgebers ein.  

 

Nimmt ein Arbeitnehmer z. B. Elternzeit im 

Anschluss an den Mutterschutz in einem 

Umfang von 15 Monaten, kann der Arbeitge-

ber nicht abschätzen, ob und wann ein wei-

teres Begehren nach Elternzeit folgt. Dar-

über hinaus wird die Zahl der Zeiträume, in 

denen Elternzeit beansprucht werden kann, 

von zwei auf drei erhöht.  

 

Um vor dem Hintergrund dieser Umstellung 

ein Mindestmaß an Planungssicherheit zu 

erhalten, muss der Arbeitgeber – sollte es 

beim Wegfall von Übertragung und Zustim-

mung bleiben – ein Widerspruchsrecht erhal-

ten. Lässt die konkrete betriebliche Situation 

die Gewährung von Elternzeit nicht zu, muss 

der Arbeitgeber dies dem Arbeitnehmer ge-

stützt auf seine betrieblichen Gründe entge-

genhalten können. Ohne ein solches Wider-

spruchsrecht muss es beim Zustimmungs-

verweigerungsrecht des Arbeitgebers und 

damit der Notwendigkeit bleiben, eine Über-

tragung anzukündigen. Denn bei jeder Inan-

spruchnahme von Elternzeit muss der Be-

trieb neu adäquaten, qualifizierten Ersatz 

finden und einarbeiten.  

 

Alternativ kann dem Interesse an Planungs-

sicherheit durch eine Verbrauchsregelung 

Rechnung getragen werden. Diese kann so 

ausgestaltet sein, dass eine Festlegung der 

verbliebenen Elternzeit für einen Zweijahres-

zeitraum nach dem 3. Geburtstag des Kin-

des erfolgen muss. Nach der Begründung 

zum Referentenentwurf ist davon auszuge-

hen, dass ohnehin meistens weniger als 24 

Monate Elternzeit nach dem 3. Geburtstag 

des Kindes genommen werden.  

 

Überforderungsschutz beachten  

 

Zum Schutz kleiner und mittlerer Arbeitgeber 

sollte der Anspruch auf Stückelung der El-

ternzeit auf bis zu drei Zeitabschnitte nur für 

Arbeitgeber mit mehr als 50 Beschäftigten 

vorgesehen werden. Große Unternehmen 

sind u. U. noch in der Lage, insbesondere 

kurze Auszeiten zu kompensieren bzw. aus-

zugleichen. Zumindest kleine und mittlere 

Arbeitgeber können einen häufigen Ersatz 

dagegen nur schwer organisieren, was er-

hebliche betriebsorganisatorische Probleme 

mit sich bringen kann.  

 

Einheitliche Ankündigungsfrist schaffen  

 

Die Ankündigungsfrist für Elternzeit sollte 

aus Gründen der Praxisnähe und der Klar-

heit einheitlich 13 Wochen betragen. Der Ar-

beitgeber braucht bei jedem Ausfall eines 

Arbeitnehmers eine gewisse Vorlaufzeit, um 

eine Vertretung zu organisieren und diese im 

erforderlichen Maße einzuarbeiten. Ange-

sichts des Fachkräftemangels wird es eine 

immer größere Herausforderung sein, quali-

fizierte Ersatzkräfte zu finden. Vor diesem 

Hintergrund ist eine Zeitspanne von 13 Wo-

chen bereits sehr kurz.  

 

Besonderer Kündigungsschutz überflüs-

sig  

 

Arbeitnehmer in Elternzeit sollen gemäß § 18 

des Gesetzentwurfs auch künftig einen be-

sonderen Kündigungsschutz erhalten. Das 

halten wir für überflüssig. Eines solchen be-

sonderen Kündigungsschutzes bedarf es 

nicht. Für einen in Elternzeit befindlichen Ar-

beitnehmer gilt der allgemeine Kündigungs-

schutz des Kündigungsschutzgesetzes. Die 

Elternzeit ist weder ein in der Person des Ar-

beitnehmers noch in seinem Verhalten lie-

gender Grund, das Arbeitsverhältnis zu be-

enden. Die Beendigung aus betrieblichen 

Gründen richtet sich ebenfalls nach den all-

gemeinen Vorschriften. Daher sollte der be-

sondere Kündigungsschutz entfallen. Mit 

dem geltenden Kündigungsschutz sind auch 

die Vorgaben der Richtlinie 2010/18/EU er-

füllt.  

 

Das gilt ganz besonders für Zeiträume der 

Elternzeit nach Vollendung des Dritten Le-

bensjahrs des Kindes. Es ist nicht schlüssig, 

dass ein Arbeitnehmer aufgrund eines Frei-

stellungsanspruchs im Verhältnis zu anderen 

Arbeitnehmern, die über diese Möglichkeiten 

nicht verfügen, durch einen speziellen Kün-

digungsschutz privilegiert werden soll.  
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Elterngeld Plus im Grundsatz richtig 

 

Die Idee des Elterngeld Plus ist im Grund-

satz richtig. Es kann helfen, berufliche Aus-

zeiten zu begrenzen, weil es diejenigen El-

tern fördert, die frühzeitig in Teilzeit wieder 

an den Arbeitsplatz zurückkehren, indem es 

ihnen eine praktikable und flexiblere Rück-

kehr ermöglicht. 

 

Dies setzt jedoch voraus, dass tatsächlich 

mehr Frauen zeitnah wieder in größerem 

Stundenumfang in den Beruf zurückkehren 

als Väter ihre Arbeitszeit reduzieren. Nach 

Inkrafttreten des Gesetzes muss frühzeitig 

evaluiert werden, ob es mit Blick auf die frü-

he Rückkehr der Mütter an den Arbeitsplatz 

Wirkung zeigt und nicht nur zur Reduktion 

der Arbeitszeit bei den Vätern führt. Dies wä-

re nicht im Sinne der Stärkung der finanziel-

len Sicherheit von Familien.  

 

Die bisherige Regelung des Elterngeldbe-

zugs ist für Eltern, die schneller in ihren Be-

ruf zurückkehren möchten, kaum praktikabel. 

Eltern, die gleichzeitig das bisherige Eltern-

geld bei Teilzeittätigkeit in Anspruch neh-

men, also beide erwerbstätig sind, „verbrau-

chen“ ihren Anspruch innerhalb von sieben 

Monaten. Sie müssen also nach dieser Zeit 

eine alternative Kinderbetreuung organisie-

ren. Es gibt jedoch keinen Rechtsanspruch 

auf einen Betreuungsplatz in diesem Kin-

desalter und auch nicht genügend qualitativ 

hochwertige und bedarfsgerecht gestaltete 

Krippenplätze. Das Elterngeld Plus ist prakti-

kabler, da der Zeitraum des Elterngeldbe-

zugs bei Erwerbstätigkeit ausgedehnt wird, 

und stellt damit eine deutliche Verbesserung 

der bisherigen Regelung dar. Es kann dazu 

beitragen, dass Mütter schneller wieder in 

höherem Stundenumfang erwerbstätig sind, 

damit ihre Karriere- und Erwerbsaussichten 

verbessern und bestehende gesamtwirt-

schaftliche Entgeltunterschiede verringert 

werden.  

 

Die bisherigen Rahmenbedingungen bewir-

ken, dass Frauen erst, z. T. sogar gar nicht 

mehr und zu oft in nur sehr geringem Stun-

denumfang nach der Geburt ihres Kindes in 

das Erwerbsleben zurückkehren. Nach dem 

ersten Lebensjahr sind rund 40 % der Mütter 

erwerbstätig. Bis zum dritten Lebensjahr 

kehren zwei Drittel der Mütter in den Beruf 

zurück. Über 70 % der Mütter arbeiten ledig-

lich in Teilzeit. Mit 17 Wochenarbeitsstunden 

arbeiten Mütter im Durchschnitt rund 10 

Stunden weniger als kinderlose Frauen (20- 

bis 55-Jährige). Mütter mit ein- bis zweijähri-

gen Kindern arbeiten durchschnittlich sogar 

nur rd. 10 Stunden pro Woche.  

 

Der Elterngeldbezug geht überwiegend mit 

einer vollständigen Unterbrechung der Er-

werbstätigkeit einher, obwohl das Bundesel-

terngeld- und Elternzeitgesetz hier Spielraum 

für eine fortwährende Erwerbstätigkeit bis zu 

30 Wochenstunden lässt (Teilelterngeld). Ak-

tuell nutzen nur 4,1 % der Elterngeldbezieher 

die Möglichkeit, Elterngeld und Erwerbstätig-

keit miteinander zu verbinden. Bei den Män-

nern sind es 13,7 %, bei den Frauen sogar 

nur 1,2 % (Destatis 2014).  

 

Auch der Partnerschaftsbonus ist insofern 

positiv zu bewerten, als er dazu beiträgt, 

dass beide Eltern im größeren Stundenum-

fang schon während der Elternzeit erwerbs-

tätig sind. Er birgt gleichzeitig für die Arbeit-

geber deutliche Herausforderungen bei der 

Wiederbesetzung und beim Ausgleich der 

entfallenden Arbeitszeit, da es sich hier um 

geringe Stundenanzahl handelt, die ausge-

glichen werden muss. Die Ausgleichsmög-

lichkeiten der Arbeitgeber in Form von Mi-

nijobs, Zeitarbeit oder Überstunden erzeu-

gen einen höheren Kostenaufwand beim Ar-

beitgeber. Die Einschätzungen zum Erfül-

lungsaufwand beim Arbeitgeber sind allein 

deshalb nicht zutreffend.  

 

Rollenbilder aufbrechen 

 

Generell können Elterngeld bzw. Elterngeld 

Plus dazu beitragen, traditionelle Rollenbil-

der aufzubrechen, und damit zu einer part-

nerschaftlichen Aufteilung der Familienarbeit 

führen.  

 

Bei der Übernahme von Familienaufgaben 

zeichnet sich noch immer ein sehr tradiertes 

Bild ab. Mütter beziehen in neun von zehn 

Fällen das Elterngeld für zwölf Monate, Väter 

hingegen zu 77 % für nur zwei Monate. Den-
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noch ist erfreulich, dass mit Einführung des 

Elterngelds der Anteil von Vätern in Eltern-

zeit angestiegen ist. Haben vor Einführung 

des Elterngeldes lediglich 3,5 %
1
 der Väter 

Elternzeit in Anspruch genommen, lag ihr 

Anteil 2011 bereits bei mehr als 27 %.
2
 Mit 

einer partnerschaftlicheren Aufteilung der 

Familienarbeit wird der Anteil der Frauen 

steigen, die frühzeitig und im höheren Stun-

denumfang wieder in ihren Beruf zurückkeh-

ren können und damit steigen ihre Karriere 

und Erwerbschancen. 

 

Sinnvolle Korrektur bei Elterngeld für 

Mehrlingsgeburten 

 

Die geplante Korrektur bei der Regelung des 

Elterngeldbezugs bei Mehrlingsgeburten ist 

zu begrüßen, da bei Zwillingen nur der Be-

treuungsaufwand, aber nicht der Einkom-

mensverlust des versorgenden Elternteils 

größer wird. Die stärkere Belastung wird 

durch den Mehrlingszuschlag in Höhe von 

300 € sowie zwei zusätzliche Partnermonate 

ausreichend berücksichtigt.   

 

Elterngeld konsequent als Lohnersatz-

leistung ausgestalten 

 

Der Anspruch auf Elterngeld für Antragstel-

ler, die vor der Geburt nicht erwerbstätig wa-

ren, sollte ersatzlos gestrichen werden. El-

terngeld wird auch an Antragsteller gezahlt, 

die vor der Geburt nicht erwerbstätig waren. 

Dabei hat das Elterngeld den Zweck, einen 

Ersatz für wegfallendes Erwerbseinkommen 

zu schaffen. Es dient der Aufrechterhaltung 

des zuvor erreichten individuellen Lebens-

standards. Wird vor der Geburt kein Ein-

kommen durch Erwerbsarbeit erzieht, kann 

nach der Geburt keines wegfallen, das durch 

Elterngeld ersetzt werden muss.  

 

                                                
1
 Bundesfamilienministerium, Elterngeldbericht, 

2008. 
2
 Statistisches Bundesamt, Elterngeld: Väterbetei-

ligung mit 27,3 % auf einem Höchststand, Pres-
semitteilung Nr. 176, 2013. 

Finanzierung familienpolitischer Leistun-

gen neu ordnen  

 

Das geplante Elterngeld Plus ist zwar grund-

sätzlich zu begrüßen, allerdings wird die oh-

nehin schon unübersichtliche Vielzahl fami-

lienpolitischer Leistungen dadurch erneut 

ausgeweitet statt grundlegend neu geordnet. 

Eltern können allein in den ersten drei Le-

bensjahren eines Kindes neben dem Mutter-

schaftsgeld der Krankenkassen, dem dies-

bezüglichen Zuschuss des Arbeitgebers, 

dem Elterngeld, dem Kinderzuschlag, dem 

Kindergeld und dem Betreuungsgeld bis zu 

sechs unterschiedliche Geldleistungen be-

ziehen. Alle Leistungen hängen von unter-

schiedlichen gesetzlichen Bedingungen ab, 

werden von unterschiedlichen Stellen ge-

währt und folgen unterschiedlichen steuer- 

und beitragsrechtlichen Regelungen. Sinn-

voll wäre, alle Leistungen vor und nach der 

Geburt eines Kindes zu einer vom Bund aus 

Steuermitteln finanzierten Transferleistung 

zusammenzufassen und von einer Stelle 

auszuzahlen.  

 

Weitere Hemmnisse bei der Vereinbarkeit 

von Beruf und Familie abbauen 

 

Um Familie und Beruf besser vereinbaren zu 

können und somit die Erwerbsbeteiligung 

insbesondere von Frauen zu steigern, sind 

weitere Veränderungen, insbesondere bei 

der Kinderbetreuung und bei den familienpo-

litischen Leistungen, erforderlich. Es wäre 

falsch, vom Elterngeld Plus erhebliche Ände-

rungen bei der Erwerbstätigkeit von Müttern 

zu erwarten, solange die eigentlichen 

Hemmnisse bestehen bleiben.  

 

 Kinderbetreuung und Ganztagsschu-

len bedarfsgerecht und qualitativ 

hochwertig ausbauen: Die Kinderbe-

treuungsinfrastruktur muss bedarfsge-

recht und qualitativ hochwertig weiter 

ausgebaut werden, insbesondere für 

Kinder unter drei Jahren. Der Betreu-

ungsbedarf liegt in einigen Regionen 

noch über der Betreuungsquote. Unzu-

reichend ist auch das gegenwärtige An-

gebot an Ganztagsschulen. Nur knapp 

ein Drittel (31 %) der Kinder und Jugend-

lichen besuchen momentan eine Ganz-
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tagsschule, wobei sich 70 % der Eltern 

derartige Angebote wünschen.
3
 

 

 Fehlanreize im Steuer- und Sozialver-

sicherungsrecht mindern: Das Steuer- 

und Sozialversicherungsrecht begünstigt 

teilweise noch immer die sog. Alleinver-

dienerehe und setzt damit falsche Anrei-

ze für Frauen, auf eine Erwerbstätigkeit 

zu verzichten oder nur in geringem Um-

fang zum Einkommen des Mannes hin-

zuzuverdienen. Folgen sind eine gerin-

gere Erwerbsbeteiligung von Frauen, ei-

ne teilweise Unterrepräsentanz in Füh-

rungspositionen und ein durchschnittli-

cher, gesamtwirtschaftlicher Entgeltun-

terschied. Um an den Ursachen anzu-

setzen, sollten Fehlanreize im Steuer- 

und Sozialversicherungsrecht gemindert 

werden, insbesondere bei der beitrags-

freien Mitversicherung für Ehepartner 

und beim Ehegattensplitting in seiner 

heutigen Ausgestaltung. Das geltende 

Steuerrecht ermöglicht zudem nicht, 

dass Eltern ihre erwerbsbedingten Kin-

derbetreuungskosten in vollem Umfang 

steuerlich geltend machen können. Er-

werbsbedingte Kinderbetreuungskosten 

sollten steuerlich voll bis zum Höchstbe-

trag von 6.000 € pro Kind und Jahr ab-

zugsfähig sein.  
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arbeitsrecht@arbeitgeber.de 
 
Arbeitsmarkt 
T +49 30 2033-1400 
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3
 Bertelsmann Stiftung, Ganztagsschulen in 

Deutschland – eine bildungsstatistische Analyse, 
2013.  


